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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Dem Antrag des Bundesrats, die aus der Reform der amtlichen Vermessung der
Schweiz herrührenden Mehrkosten allein den Kantonen zu belasten, konnten sich
weder die Kommissionen beider Räte, noch die Ständekammer, welche die Vorlage im
Sommer behandelte, anschliessen. Einstimmig beschloss sie eine Entlastung der
Kantone um gut CHF 150 Mio.. Dagegen beantragt die zuständige
Nationalratskommission dem Plenum eine grössere Beteiligung zumindest der
finanzstarken Kantone. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1991
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Im Mai 2019 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht zur Besteuerung von
Grundstücken im Geschäftsvermögen mit unterschiedlicher Eigentümerschaft. Damit
erfüllte er ein zwei Jahre vorher überwiesenes Postulat der WAK-NR. Dieses hatte eine
Übersicht über die fiskalische Belastung von Grundstückgewinnen durch die drei
Staatsebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) verlangt. Vor allem hatte der Bundesrat zu
prüfen, wie sich die Ungleichbehandlung von natürlichen Personen, also selbständig
Erwerbenden, gegenüber juristischen Personen, also Unternehmen, vermeiden oder
zumindest abschwächen liesse. Neben Unterschieden in der fiskalischen Belastung je
nach Steuertarif und -progressionsstufe, nach Sozialabgaben und Staatsebene (Bund vs.
Kantone) bestehen gemäss Bericht auch Unterschiede zwischen den einzelnen
Kantonen, insbesondere zwischen Kantonen mit monistischen und dualistischen
Systemen der Veranlagung. Um eine Angleichung der Steuerbelastung auf
Grundstückgewinnen aus dem Geschäftsvermögen zu erreichen, zeigte der Bundesrat
folgende fünf Varianten auf und rechnete diese beispielhaft durch:
Anrechnungsmethode, Erhöhung des Teilbesteuerungsmasses, Ausdehnung der
privilegierten Liquidationsbesteuerung, Wechsel der dualistischen Kantone zum
monistischen System und Streichung der Sozialversicherungsbeiträge auf ebenjenen
Grundstückgewinnen. Die Mehr- oder Mindereinnahmen der fünf Varianten konnte der
Bericht allerdings mangelnder Daten wegen nicht beziffern. 2

BERICHT
DATUM: 29.05.2019
SEAN MÜLLER

1) AB SR, 1991, S. 590 ff. ; NZZ, 11.9.91; LZ, 27.11.91
2) Bericht BR vom 29.5.19
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